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Zusammenarbeit von Gerichten 
und Gewerkschaften
zur weiteren Durchsetzung des Arbeitsrechts

Gemäß § 301 Abs. 3 AGB und § 5 Abs. 3 ZPO berichten die Ge­
richte den Vorständen des FDGB ihres Territoriums über Er­
fahrungen aus ihrer Tätigkeit und über die gewerkschaftliche 
Mitwirkung in Arbeitsstreitfällen sowie über die Anwendung 
des sozialistischen Arbeitsrechts in den Betrieben.1 Mit der 
kürzlichen Berichterstattung des Direktors des Bezirksgerichts 
Gera vor dem Sekretariat des FDGB-Bezirksvorstandes Gera 
über den Stand der Rechtsprechung des Bezirksgerichts auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechts und die Durchsetzung des Ge­
setzes über die gesellschaftlichen Gerichte und der Konflikt­
kommissionsordnung durch die Konfliktkommissionen im Be­
reich des Arbeitsrechts wurde die langjährige Tradition der 
Zusammenarbeit zwischen den Gewerkschaften und den Ge­
richten im Bezirk Gera fortgesetzt.

Der Direktor des Bezirksgerichts berichtete darüber, daß 
die Anleitung der Gerichte während des Berichtszeitraums 
davon bestimmt wurde, den Beitrag der Rechtsprechung — 
insbesondere der Arbeitsrechtsprechung — zur Durchsetzung 
der ökonomischen Strategie der SED weiter zu verbessern. 
Das sozialistische Arbeitsrecht ist zielstrebig als bedeutendes 
Leitungsinstrument zur rationellen Nutzung des gesellschaft­
lichen Arbeitsvermögens auf der Grundlage des gewachsenen 
Bildungs- und Qualifizierungsniveaus der Werktätigen und 
zur Wahrung ihrer. Rechte durchzusetzen, um damit zur Er­
füllung der Zielstellungen der Produktion, der Effektivität 
und Qualität der Arbeit sowie der Verbesserung der Arbeits­
und Lebensbedingungen -beizutragen. Das spiegelt sich vor 
allem darin wider, daß die Gerichte solchen Verfahren be­
sondere Aufmerksamkeit widmen, die mit der sozialistischen 
Rationalisierung und der rationellen Nutzung des gesellschaft­
lichen Arbeitsvermögens Zusammenhängen. Das betrifft vor 
allem jene Verfahren, in denen es um die Begründung, Ände­
rung und Beendigung von Arbeitsrechtsverhältnissen und die 
Einhaltung der sozialistischen Arbeitsdisziplin geht.

Als wichtige Quelle für die Erhöhung der Qualität der 
Rechtsprechung ist die gewerkschaftliche Prozeßvertretung 
(§ 301 AGB; § 5 ZPO) anzusehen. Die gewerkschaftlichen Pro­
zeßvertreter verstehen es immer wirkungsvoller, die Interes­
sen der Werktätigen im Verfahren zu vertreten. Die konti­
nuierliche Durchführung von Prozeßvertreterlehrgängen durch 
den Bezirksvorstand des FDGB und die damit verbundenen 
Erfahrungsaustausche, die gemeinsam mit Richtern und 
Staatsanwälten durchgeführt werden, wirken sich hier positiv 
aus. Gerade bei der gewerkschaftlichen Prozeßvertretung der 
Werktätigen werden im Bezirk Gera beachtliche Erfolge er­
zielt. Im Jahre 1983 wirkten die Gewerkschaften in 98 Prozent 
aller Verfahren mit und übernahmen in 51 Prozent aller Ver­
fahren die Prozeßvertretung (§5.Abs. 1 ZPO). Zunehmend 
wird in allen Kreisen von der Möglichkeit der Interessenver­
tretung in beiden Formen in einem Verfahren Gebrauch ge­
macht.

Prozeßvertretung und gewerkschaftliche Mitwirkung in ar- 
beitsrechtlichen Verfahren sind wichtige Mittel, um die Inter­
essen der Werktätigen wahrzunehmen und die Gerichte bei 
einer sachkundigen Entscheidungsfindung zu unterstützen. Die 
fruchtbare Zusammenarbeit zwischen den Gerichten und den 
Gewerkschaften findet neben der rechtzeitigen gegenseitigen 
Information über mögliche Prozeßvertretungen und dem Zu­
sammenwirken in Vorbereitung auf die Verhandlung auch 
darin ihren Ausdruck, daß die Richter der Kreisgerichte die 
Kreisvorstände des FDGB bei der Anleitung und Schulung der 
Konfliktkommissionen wirksam unterstützen. Damit wurde 
der Hinweis des FDGB-Bezirksvorstandes aus der letzten Be­
richterstattung, die Aktivität der Kreisgerichte bei der Quali­
fizierung der Mitglieder der Konfliktkommissionen weiter zu 
verstärken, verwirklicht.

Die Tatsache, daß 96 Prozent aller Beschlüsse der Kon­
fliktkommissionen rechtswirksam geworden sind, weist u. E. 
auf die Qualität dieser Beschlüsse hin.

Darüber hinaus konnten die Konfliktkommissionen ihre 
Arbeit mit Empfehlungen (§ 16 KKO) verbessern. Mit Unter­
stützung der betrieblichen Gewerkschaftsleitungen konnte er­
reicht werden, daß die Leiter auf die Empfehlungen fristge­
mäß reagieren und die kritisierten Leitungsmängel durch ent­
sprechende Maßnahmen ausräumten. Wie wichtig das für die 
Qualifizierung der staatlichen Leitungstätigkeit ist, verdeut­
lichte eine Konfliktkommissionsberatung im Stammbetrieb 
des VEB CFK „Wilhelm Pieck“ Schwarza. Die im Ergebnis 
dieser Beratung ausgesprochenen Empfehlungen bewirkten

Veränderungen in der Arbeitsordnung und halfen, die Brand­
sicherheit zu erhöhen.

Ähnliche gute Erfahrungen konnten bei der Anwendung 
von Gerichtskritiken gesammelt werden. So konnte die Quali­
tät bei der Durchsetzung von Gerichtskritiken dadurch erheb­
lich gesteigert werden, daß ein Durchschlag der Gerichtskritik 
an die zuständige betriebliche Gewerkschaftsleitung des Be­
triebes gesandt wurde. Die Antwort des Leiters wurde auch 
jeweils der BGL zur Kenntnis gegeben, so daß die Kontrolle 
durch die Kollektive eine qualifizierte Reaktion auf die Ge­
richtskritik ermöglichte.

Die Erfahrungen bestätigen, daß Empfehlungen und Ge­
richtskritiken wichtige Hilfsmittel sind, das sozialistische Ar­
beitsrecht noch wirksamer durchzusetzen. Die Gewerkschaften 
machen im Rahmen ihrer Mitwirkung im gerichtlichen Ver­
fahren immer stärker von ihrem Recht Gebrauch, eine Ge- 
richtskmtik zu beantragen (§ 301 Abs. 2 AGB). Mit der Er­
weiterung der Rechte der Konfliktkommissionen sind neue 
Möglichkeiten für die analytische Arbeit der Gewerkschaften 
entstanden, die sich auch auf die Qualität und Zielgerichtet­
heit der Gerichtskritiken auswirken werden.

Obwohl die Hauptform der Tätigkeit der Konfliktkommis­
sionen die Beratung und Entscheidung über Anträge bzw. 
Übergabeentscheidungen ist, machen die Werktätigen immer 
stärker von der Möglichkeit der Rechtsberatung durch die 
Konfliktkommissionsmitglieder Gebrauch. Das auf diese Weise 
sich vertiefende enge Vertrauensverhältnis zwischen Konflikt­
kommissionen und Werktätigen schafft neue Möglichkeiten, 
den Konflikten immer besser im Vorfeld zu begegnen.

Im VEB Möbelkombinat Zeulenroda werden die Probleme, 
die sich aus der Rechtserläuterung und -auskunft der Kon­
fliktkommissionen ergeben, durch die Rechtskommission zu­
sammengefaßt und in Abständen der BGL vorgelegt.

Die Berichterstattung des Direktors des Bezirksgerichts 
wurde vom Sekretariat des FDGB-Bezirksvorstandes als Aus­
gangspunkt für die Festlegung der weiteren Aufgaben der 
Zusammenarbeit angesehen. So empfahl das Sekretariat allen 
FDGB-Kreisvorständen, gemeinsam mit den Kreisgerichten 
ihre bisherige Rechtsarbeit einzuschätzen und darüber zu be­
raten, wie die erweiterten Rechte der Konfliktkommissionen 
noch umfassender durchgesetzt werden können.

Entsprechend dem Beschluß des Sekretariats des Bundes­
vorstandes des FDGB vom 24. November 1982 über die Auf­
gaben der Rechtskommissionen der Gewerkschaften2 sind ge­
werkschaftliche Rechtskommissionen zu bilden. Dabei sind 
die Erfahrungen der Besten zur Grundlage der Arbeit zu neh­
men, denn hier gibt es noch große Unterschiede.

Die Gewerkschaften und die Gerichte werden gemeinsam 
dahin wirken, daß die Rechtskenntnisse der Leiter entspre­
chend den notwendigen Anforderungen erweitert werden (§ 13 
AGB). Dazu ist die Methode der Arbeit mit arbeitsrechtlichen 
Befähigungsnachweisen stärker durchgängig in der Praxis 
durchzusetzen.
Dt. FRITZ POMMERENING,
Vorsitzender der Rechtskommission 
des FDGB-Bezirksvorstandes Gera

1 Vgl. H. Toeplitz, „Erfahrungen der Gerichte bei der weiteren Er­
höhung der Wirksamkeit des sozialistischen Arbeitsrechts“, NJ 1984, 
Heft 1, S. 9 f.

2 FDGB-Informatlonsblatt 1983, Nr. 1; vgl. auch S. Langer, „Auf­
gaben der gewerkschaftlichen Hechtskommissionen“, NJ 1983, 
Heft 3, S. 98 f.

Vergütungsansprüche
bei Benutzung von Wirtschaftspatenten

Nach § 10 Abs. 1 Buchst, b des Gesetzes über den Rechtsschutz 
für Erfindungen — Patentgesetz (PatG) — vom 27. Oktober 
1983 (GBl. I Nr. 29 S. 284) steht sozialistischen Betrieben und 
staatlichen Organen das Recht zur Benutzung von Erfindun­
gen, für die ein Wirtschaftspatent erteilt worden ist, kraft Ge­
setzes zu. Daraus folgt, daß sozialistische Betriebe bzw. staat­
liche Organe immer rechtmäßig handeln, wenn sie eine 
durch Wirtschaftspatent geschützte Erfindung benutzen. Jeg­
liche Patentverletzungshandlungen sind also kraft Gesetzes 
ausgeschlossen.

Das gilt auch dann, wenn ein Betrieb bzw. ein staatliches 
Organ es unterläßt, nach § 10 Abs. 2 PatG das Patentamt bzw. 
den Ursprungsbetrieb von der Benutzung der Erfindung zu 
unterrichten: Während die bisherige Erteilung der Benut­
zungserlaubnis durch das Patentamt rechtsbegründende Wir-


